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7801-3-E 

Verordnung 
zur Übertragung von Zuständigkeiten 

im Bereich der landwirtschaftlichen Erzeugung 
(Zuständigkeitsübertragungsverordnung Landwirtschaft 

-ZustÜVL) 

Vom 9. November 1999 

§ 1 

Übertragun/Dlon Zuständigkeiten 

, Die Bayerische Staatsregierung überträgt die nach­
stehenden Ermächtigungen zum Erlass von Rechts­
verordnungen im Umfang ihrer jeweiligen Fassung auf 
das Bayerische Staatsministerium für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten: 

1. auf Grund von § 10 Abs. 2, § 20 Abs. 2 Satz 1, § 22 
Abs. 1 Satz 6 und Abs. 2a Satz 2 in Verbindung mit 
Abs. 1 Satz 6 des Milch- und Fettgesetzes (BGEl III 
7842-1), zuletzt geändert durch Art. 13 des Gesetzes 
vom 2. August 1994 (BGEl I S. 2018), 

die Ermächtigungen nach § 10 Abs. 2, § 20 Abs. 2 
Satz 1, § 22 Abs. 1 Sätze 1 und 2 und Abs. 2a Satz 2 
des Milch- und Fettgesetzes; Rechtsverordnungen 
auf Grund des § 10 Abs. 2 des Milch- und Fettge­
setzes ergehen im Einvernehmen mit dem Staats­
ministerium für Arbeit und Sozialordnung, Familie, 
Frauen und Gesundheit, . 

2. auf Grund des § 16 des Tierzuchtgesetzes in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 22 . Januar 1998 
(BGEl I S. 145), zuletzt geändert durch § 8 Abs. 1 
der Tierzucht-Einfuhrverordnung vom 1. Juni 1999 
(BGEl I S . 1245), 

die Ermächtigungen nach § 6 Abs. 2 und 3, § 8 Abs. 2, 
§ 13 Abs. 2 und 3 und § 15 Abs. 2 und 3 des Tier­
zuchtgesetzes, 

3. auf Grund des § 25 Abs. 2 Satz 2 des Rennwett- und 
Lotteriegesetzes (BG BI III 611-14), zuletzt geändert 
durch Art. 3 des Gesetzes vom 20. Dezember 1993 
(BGEl I S. 2254) , 

die Ermächtigungen nach § 25 Abs. 2 Satz 1 in Ver­
bindung mit §§ 3, 4 Abs. 1 Satz 2 des Rennwett- und 
Lotteriegesetzes, 

4. auf Grund des § 14d des Vieh- und Fleischgesetzes 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. März 
1977 (BGBI I S. 477), zuletzt geändert durch Art. 14 
des Gesetzes vom 2. August 1994 (BGBI I S . 2018), 

die Ermächtigungen nach § 13 Abs. 2 und 4, § 14 
Abs. 2, § 14a Abs. 4 und § 14b Abs. 3 des Vieh- und 
Fleischgesetzes, 

5. auf Grund des § 155 Abs. 3 der Gewerbeordnung in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 22. Februar 
1999 (BGEl I S. 202), geändert durch Art. 2 des Ge­
setzes vom 24. März 1999 (BGEl I S. 385), in Verbin­
dung mit § 14c Abs. 2 Satz 2 des Vieh- und Fleisch­
gesetzes, 

die Ermächtigungen nach § 36 Abs. 3 der Gewerbe­
ordnung, 

6. aufGrundvon§ 3Abs. 3 Satz2, § 9 Satz3, § 10Abs. 3 
Satz 4, § 21a Satz 3, § 22 Abs. 4 Satz 2 in Verbindung 
mit § 10 Abs. 3 Satz 4 und § 30 Abs. 2 Satz 3 des 

_ Gesetzes zum Schutz der Kulturpflanzen (Pflanzen­
schutzgesetz - PflSchG) in der Fassung der Be­
kanntmachungvom 14. Mai 1998 (BGBlIS. 971, ber. 
S . 1527 und S. 3512), 

die Ermächtigungen nach § 3 Abs. 3 Satz 1, § 9 Satz 2, 
§ 10 Abs. 3 Satz 3, § 21a Satz 2, § 22 Abs. 4 Satz 2 in 
Verbindung mit § 10 Abs. 3 Satz 3 und § 30 Abs. 2 
Sätze 1 und 2 PflSchG; Rechtsverordnungen erge­
hen auf Grund von 

a) § 3 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 in Verbindung mit § 3 Abs. 1 
Nm. 3, 6,15,16 und 17 PflSchGimEinvernehmen 
mit den Staatsministerien für Arbeit und Sozial­
ordnung, Familie, Frauen und Gesundheit und 
für Landesentwicklung und Umweltfragen, 

b) § 3 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 in Verbindung mit § 3 Abs.l 
Nr. 12 PflSchG im Einvernehmen mit dem Staats­
ministerium für Landesentwicklung und Umwelt­
fragen . 

§2 
Schlussvorschriften 

(1) Diese Verordnung tritt am 1. Dezember 1999 in 
Kraft. 

(2) Mit Ablauf des 30 . November 1999 tritt die Ver­
ordnung zur Übertragung von Zuständigkeiten im 
Bereich der landwirtschaftlichen Erzeugung (Zustän­
digkeitsübertragungsverordnung Landwirtschaft -
ZustÜVL) vom 30. November 1987 (GVBl S. 442, 
BayRS 7801-3-E), geändert durch Verordnung vom 6. 
März 1990 (GVBl S. 73), außer Kraft. 

(3) Soweit andere Vorschriften des Landesrechts im 
Rang unter dem Gesetz auf den aufgehobenen Vor­
schriften beruhen oder auf sie verweisen, treten an 
deren Stelle die Bestimmungen dieser Verordnung. 

München, den 9. November 1999 

Der Bayerische Ministerpräsident 

Dr. Edmund S t 0 i b e r 
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2035-27-A 

Verordnung 
zur Sicherstellung der Personalvertretung 

bei der Innungskrankenkasse Bayern 

Vom 21. Oktober 1999 

Auf Grund des Art . 91 des Bayerischen Personal­
vertretungsgesetzes in der Fassung der Bekanntma­
chung vom 11. November 1986 (GVBl S . 349, BayRS 
2035-1-F), zuletzt geändert durch § 5 des Gesetzes vom 
24. Juli 1998 (GVBl S . 443), erlässt das Bayerische 
Staatsministerium für Arbeit und Sozialordnung, Fa­
milie, Frauen und Gesundheit im Einvernehmen mit 
dem Bayerischen Staatsministerium der Finanzen fol­
gende Verordnung: 

§ 1 

Die Amtszeit der derzeitigen Personalräte bei 
den Innungskrankenkassen Oberpfalz-Niederbayern, 
Schwaben und dem Landesverband der Innungskran­
kenkassen in Bayern sowie der derzei tigen Gesamtper­
sonalräte bei den Innungskrankenkassen Franken und 
Oberbayern wird bis zum Beginn der Amtszeit der 
nach § 3 zu wählenden Personalräte, längstens jedoch 
bis zum 3l. Juli 2000, verlängert. 

§2 

(1) Die Aufgaben der örtlichen Personalvertretung 
werden vorübergehend bis zum jeweiligen Beginn der 
Amtszeit der nach § 3 zu wählenden Personalräte, 
längstens jedoch bis zum 3l. Juli 2000, folgendermaßen 
wahrgenommen: 

- Bei den Regionaldirektionen jeweils von den bis­
herigen Gesamtpersonalräten der Innungskranken­
kasse Franken beziehungsweise Oberbayern sowie 
von den bisherigen Personalräten der Innungskran­
kenkasse Oberpfalz-Niederbayern beziehungsweise 
Schwaben 

- Bei der Hauptverwaltung von dem bisherigen Per­
sonalrat des Landesverbands der Innungskranken­
kassen in Bayern. 

(2) IDie Aufgaben eines Gesamtpersonalrats werden 
bis zum Beginn der Amtszeit der nach § 3 zu wählenden 
Personalräte, längstens jedoch bis zum 3l. Juli 2000, 

durch einen Übergangsgesamtpersonalrat wahrge­
nommen. 2Dieser setzt sich aus den Vorsitzenden der 
Personalräte beziehungsweise Gesamtpersonalräte 
nach Absatz 1 zusammen; Ersatzmitglieder sind die 
jeweiligen stell vertretenden Vorsitzenden. 

§3 

(1) Die Neuwahlen zur Personalvertretung der neu 
gebildeten Innungskrankenkasse Bayern (IKK Bay­
ern) sind so rechtzeitig durchzuführen, dass die heu 
gewählten Personalratsmitglieder spätestens am 
l. August 2000 ihr Amt angetreten haben. 

(2) IDer Übergangsgesamtpersonalrat bestellt spä­
testens bis zum 31. Dezember 1999 einen Wahlvorstand 
für die Wahl des Gesamtpersonalrats der IKK Bayern. 
2Wird der Wahlvorstand nicht rechtzeitig bestellt, so 
beruft ihn der Vorsitzende des Vorstands der IKK Bay­
ern unverzüglich. 

(3) Im Übrigen gelten für die Wahl der Personal­
vertretungen bei der IKK Bayern die Vorschriften des 
Bayerischen Personalvertretungsgesetzes sinngemäß. 

§4 

Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom l. Novem­
ber 1999 in Kraft und mit Ablauf des 3l. Juli 2000 außer 
Kraft . 

München, den 2l. Oktober 1999 

Bayerisches Staatsministerium 
für Arbeit und Sozialordnung, 

Familie, Frauen und Gesundheit 

Barbara S tarn m, Staatsministerin 
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300-1-1-2-J 

Verordnung 
zur Änderung der 

Verordnung über die Geschäftsstellen der Gerichte 
und Staatsanwaltschaften 

Vom 27. Oktober 1999 

Auf Grund des Art. 15 Abs. 1 des Gesetzes zur Aus­
führung des Gerich tsverfassungsgesetzes und von Ver­
fahrensgesetzen des Bundes (BayRS 300-1-1-J), zu­
letzt geändert durch Art. 6 Abs. 1 des Gesetzes vom 
11. Juli 1998 (GVBI S. 414), erlässt das Bayerische 
Staatsministerium der Justiz folgende Verordnung: 

§ 1 

Die Verordnung über die Geschäftsstellen der 
Gerichte und Staatsanwaltschaften - GeschStVO -
(BayRS 300-1-1-2-J), geändert durch Verordnung vom 
7. Dezember 1984 (GVBI S. 541) , wird wie folgt geän-
dert: . 

1. § 5 Abs. 1 Nr. 5 erhält folgende Fassung: 

,,5. die Erteilung von Auskünften nach § 12c Abs. 1 
Nr. 3 der Grundbuchordnung in der Fassung der 
Bekanntmachung vom · 26. Mai 1994 (BGBI I 
S.l114)," 

2. § 11 wird aufgehoben. 

§2 

Diese Verordnung tritt am 1. Dezember 1999 in 
Kraft. 

München, den 27. Oktober 1999 

Bayerisches Staatsministerium der Justiz 

Dr. Manfred We i ß, Staatsminister 
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2236-4-3-12-UK 

Zweite Verordnung 
zur Änderung der 

Verordnung über die Errichtung staatlicher Berufsfachschulen 
an der Universität Erlangen-Nürnberg 

Vom 28. Oktober 1999 

Auf Grund des Art. 26 Abs. 1 des Bayerischen Ge­
setzes über das Erziehungs- und Unterrichtswesen in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 7. Juli 1994 
(GVBI S. 689, ber. S. 1024 und 1995 S . 98 und 148, 
BayRS 2230-1-1-UK), zuletzt geändert durch Gesetz 
vom 24. Juli 1998 (GVBl S. 442), erlässt das Bayerische 
Staatsministerium für Unterricht und Kultus im Ein­
vernehmen mit dem Bayerischen Staatsministerium 
für Arbeit und Sozialordnung, Familie, Frauen und 
Gesundheit folgende Verordnung: 

§ 1 

Die Verordnung über die Errichtung staatlicher 
Berufsfachschulen an der Universität Erlangen­
Nürnberg vom 28. Februar 1978 (GVBl S . 58, BayRS 
2236-4-3-12-UK), geändert durch Verordnung vom 
17. Juli 1995 (GVBI S. 449), wird wie folgt geändert: 

1. Im Einleitungssatz werden die Worte "im Einver­
nehmen mit dem Bayerischen Staatsministerium 
des Innern" gestrichen. 

2. In § 1 werden die Worte "an der Universität Erlan­
gen-Nürnberg" jeweils durch die Worte "am Klini­
kum der Universität Erlangen-Nürnberg" ersetzt. 

? § 3 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 wird das Wort "Die" durch die 
Worte "Das Klinikum der" ersetzt. 

bb) Satz 2 wird wie folgt geändert: 
aaa) Nach dem Wort "Zuständigkeiten" 

werden die Worte "des Klinikums" ein­
gefügt. 

bbb) Nach dem Wort "Schulen" werden ein 
Strichpunkt und die Worte "dies gilt 
nicht für die Ernennung und Bestel­
lung von Schulleitern, ständigen Ver­
tretern von Schulkitern, leitenden 
Lehrkräften und ständigen Vertretern 
leitender Lehrkräfte" eingefügt. 

cc) In Satz 3 werden die Worte "Universitäts­
kasse Erlangen" durch die Worte "Staats­
oberkasse Ansbach " ersetzt. 

b) In Absatz 3 werden nach dem Wort "Anlagen" die 
Worte "des Klinikums" eingefügt. 

§2 

Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Novem­
ber 1999 in Kraft. 

München, den 28. Oktober 1999 

Bayerisches Staatsministerium 
für Unterricht und Kultus 

Monika Ho h 1 m eie r, Staatsministerin 
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2236-4-3-13-UK 

Vierte Verordnung 
zur Änderung der 

Verordnung über die Errichtung staatlicher Berufsfachschulen 
an der Universität München 

Vom 28. Oktober 1999 

Auf Grund des Art. 26 Abs. 1 des Bayerischen Ge­
setzes über das Erziehungs- und Unterrichtswesen in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 7. Juli 1994 
(GVEl S . 689, ber. S. 1024 und 1995 S. 98 und 148, 
BayRS 2230- 1-1-UK), zuletzt geändert durch Gesetz 
vom 24. Juli 1998 (GVBI S. 442), erlässt das Bayerische 
Staatsministerium für Unterricht und Kultus im Ein­
vernehmen mit dem Bayerischen Staatsministerium 
für Arbeit und Sozialordnung, Familie, Frauen und 
Gesundheit folgende Verordnung: 

§ 1 

Die Verordnung über die Errichtung staatlicher 
Berufsfachschulen an der Universität München vom 
28. Februar 1978 (GVBI S. 59, BayRS 2236-4-3-13-UK), 
zuletzt geändert durch Verordnung vom 17. Dezember 
1996 (GVEl S. 572), wird wie folgt geändert: 

1. Im Einleitungssatz werden die Worte "im Einver­
nehmen mit dem Bayerischen Staatsministerium 
des Innern" gestrichen. 

2. In § 1 werden die Worte "Krankenpflege an der Uni­
versität München in München-Großhadern" durch 
die Worte "Krankenpflege am Klinikum der Uni­
versität München", die Worte "Hebammen an" 
durch die Worte "Hebammen am Klinikum", die 
Worte "Massage an" durch die Worte "Massage am 
Klinikum", die Worte "Physiotherapie an" durch die 
Worte "Physiotherapie am Klinikum" , die Worte 
"Logopädie an" durch die Worte "Logopädie am 
Klinikum" und die Worte "Radiologieassistenten 
an" durch die Worte "Radiologieassistenten am Kli­
nikum" ersetzt. 

3. § 3 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 werden nach den Worten "Univer­
sität München" die Worte "bzw. das Klini­
kum der Universität München" eingefügt. 

bb) Satz 2 wird wie folgt g~ändert: 
aaa) Nach den Worten "Universität Mün­

chen" werden die Worte "bzw. des Kli­
nikumsderUniversitätMünchen" ein­
gefügt. 

bbb) Nach dem Wort "Schulen" werden ein 
Strichpunkt und die Worte "dies gilt 
nicht für die Ernennung und Bestel­
lung von Schulleitern, ständigen Ver­
tretern von Schulleitern, leitenden 
Lehrkräften und ständigen Vertretern 
leitender Lehrkräfte" eingefügt. 

cc) In Satz 3 werden die Worte "Universitäts­
kasse München" durch die Worte "für die 
Universität München zuständige Staats­
oberkasse" ersetzt. 

b) In Absa tz 3 werden nach den Worten" Uni versitä t 
München" die Worte "bzw. des Klinikums der 
Universität München" eingefügt. 

§2 

Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Novem­
ber 1999 in Kraft. 

München, den 28. Oktober 1999 

Bayerisches Staatsministerium 
für Unterricht und Kultus 

Monika Ho hIrn eie r, Staatsministerin 
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2236-4-3-14-UK 

Zweite Verordnung 
zur Änderung der 

Verordnung über die Errichtung staatlicher Berufsfachschulen 
an der Universität Würzburg 

Vom 28. Oktober 1999 

Auf Grund des Art. 26 Abs. 1 des Bayerischen Ge­
setzes über das Erziehungs- und Unterrichtswesen in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 7. Juli 1994 
(GVBI S. 689, ber. S. 1024 und 1995 S. 98 und 148, 
BayRS 2230-1-1-UK), zuletzt geändert durch Gesetz 
vom 24 . Juli 1998 (GVBl S. 442), erlässt das Bayerische 
Staatsministerium für Unterricht und Kultus im Ein­
vernehmen mit dem Bayerischen Staatsministerium 
für Arbeit und Sozialordnung, Familie, Frauen und 
Gesundheit folgende Verordnung: 

§1 

Die Verordnung über die Errichtung staatlicher 
Berufsfachschulen an der Universität Würzburg vom 
28 . Februar 1978 (GVBI S. 59, BayRS 2236-4-3-14-UK), 
geändert durch Verordnung vom 19. Juli 1995 (GVBI 
S. 452), wird wie folgt geändert: 

1. Im Einleitungssatz werden die Worte "im Einver­
nehmen mit dem Bayerischen Staatsministerium 
des Innern" gestrichen. 

2. In § 1 werden die Worte "Krankenpflege an" durch 
die Worte" Krankenpflege am Klinikum" , die Worte 
"Kinderkrankenpflege an" durch die Worte "Kin­
derkrankenpflege am Klinikum", die Worte "Heb­
ammen an" durch die Worte "Hebammen am Klini­
kum", die Worte "Massage an" durch die Worte 
"Massage am Klinikum", die Worte "Physiothera­
pie an" durch die Worte "Physiotherapie am Klini­
kum" und die Worte "Diätassistenten an" durch die 
Worte "Diätassistenten am Klinikum" ersetzt. 

3. § 3 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 werden nach den Worten "Univer­
sität Würzburg" die Worte "bzw. das Klini­
kum der Universität Würzburg" eingefügt. 

bb) Satz 2 wird wie folgt geändert: 

aaa) Nach den Worten "Universität Würz­
burg" werden die Worte "bzw. des Kli­
nikums der Universität Würzburg" 
eingefügt. 

bbb) Nach dem Wort "Schulen" werden ein 
Strichpunkt und die Worte "dies gilt 
nicht für die Ernennung und Bestel­
lung von Schulleitern, ständigen Ver­
tretern von Schulleitern, leitenden 
Lehrkräften und ständigen Vertretern 
leitender Lehrkräfte" eingefügt. 

cc) In Satz 3 wird das Wort" Universitätskasse" 
durch das Wort "Staatsoberkasse" ersetzt. 

b) In Absatz 3 werden nach den Worten" Uni versitä t 
Würzburg" die Worte "bzw. des Klinikums der 
Universität Würzburg" eingefügt. 

§2 

Diese V~rordnung tritt mit Wirkung vom 1. Novem­
ber 1999 in Kraft. 

München, den 28 . Oktober 1999 

Bayerisches Staatsministerium 
für unterricht und Kultus 

Monika Ho hIrn eie r, Staatsministerin 



458 Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 24/1999 

2236-4-3-16-UK 

Verordnung 
zur Änderung der 

Verordnung über die Errichtung staatlicher Berufsfachschulen 
und Berufsaufbauschulen 

Vom 28. Oktober 1999 

Auf Grund des Art. 26 Abs. 1 des Bayerischen Ge­
setzes über das Erziehungs- lind Unterrichtswesen in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 7. Juli 1994 
(GVBl S. 689, ber. S. 1024 und 1995 S. 98 und 148, 
BayRS 2230-1-1-UK), zuletzt geändert durch Gesetz 
vom 24. Juli 1998 (GVBl S. 442), erlässt das Bayerische 
Staatsministerium für Unterricht und Kultus folgende 
Verordnung: 

§ 1 

Die Verordnung über die Errichtung staatlicher 
Berufsfachschulen und Berufsaufbauschulen vom 25. 
Juli 1979 (GVBl S. 234, BayRS 2236-4-3-16-UK), zu­
letzt geändert durch Verordnung vom 19. März 1996 
(GVBl S. 120), wird wie folgt geändert: 

1. § 1 wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 1 wird durch folgende Nummern 1 und 
2 ersetzt: 

,,1. Staatliche Berufsfachschule für Hauswirt­
schaft Fürth, 

2. Staatliche Berufsfachschule für Kinderpfle­
ge Fürth," 

b) Die bisherige Nummer 2 wird Nummer 3. 

2. § 2 erhält folgende Fassung: 

,,§ 2 

Die in § 1 Nm. 1 und 2 genannten Schulen werden 
organisatorisch mit der Staatlichen Berufsschule I 

Fürth, die in § 1 Nr. 3 genannte Schule w ird organi­
satorisch mit der Staatlichen Berufsschule Kronach 
verbunden. " 

3. § 3 wird aufgehoben. 

4. Die bisherigen §§ 4 und 5 werden §§ 3 und 4. 

§2 

Die mit den Staatlichen Berufsfachschulen für 
Ha uswirtschaft Fürth und für Kinderpflege Fürth ver­
bundenen staatlichen Berufsaufbauschulen werden 
aufgelöst. 

§3 

Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. August 
1999 in Kraft. 

München, den 28. Oktober 1999 

Bayerisches Staatsministerium 
für Unterricht und Kultus 

Monika Ho h 1 m eie r, Staatsministerin 
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2236-4-3-24-UK 

Verordnung 
zur Änderung der 

Verordnung über die Errichtung 
einer staatlicher Berufsfachschule für Logopädie 

an der Universität Regensburg 

Vom 28. Oktober 1999 

Auf Grund des Art. 26 Abs. 1 des Bayerischen Ge­
setzes über das Erziehungs- und Unterrichtswesen in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 7. Juli 1994 
(GVBl S. 689, ber. S . 1024 und 1995 S. 98 und 148, 
BayRS 2230-1-J-UK), zuletzt geändert durch Gesetz 
vom 24. Juli 1998 (GVBl S. 442), erlässt das Bayerische 
Staatsministerium für Unterricht und Kultus folgende 
Verordnung: 

§1 

Die Verordnung über die Errichtung einer staat­
lichen Berufsfachschule für Logopädie an der Univer­
sität Regensburg vom 19. Januar 1996 (GVBI S. 24, 
BayRS 2236-4-3-24-UK) wird wie folgt geändert: 

1. In § 1 wird das Wort "an" durch die Worte "am Kli­
nikum" ersetzt. 

2. § 3 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 wird das Wort "Die" durch die Wor­
te "Das Klinikum der" ersetzt. 

bb) Satz 2 wird wie folgt geändert: 
aaa) Nach dem Wort "Zuständigkeiten" 

werden die Worte" des Klinikums" ein­
gefügt. 

bbb) Nach dem Wort "Schulen" werden ein 
Strichpunkt und die Worte "dies gilt 
nicht für die Ernennung und Bestel­
lung von Schulleitern, ständigen Ver­
tretern von Schulleitern, leitenden 
Lehrkräften und ständigen Vertretern 
leitender Lehrkräfte" eingefügt. 

b) Absatz 3 wird aufgehoben. 

§2 

Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Novem­
ber 1999 in Kraft. 

München, den 28. Oktober 1999 

Bayerisches Staatsministerium 
für Unterricht und Kultus 

Monika Ho hIrn eie r, Staatsministerin 
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2121-2-1-1-A 

Verordnung 
zur Änderung der 

Verordnung zum Vollzug arzneimittel-, 
betäubungsmittel- und 

apothekenrechtlicher Vorschriften 

Vom 29. Oktober 1999 

Auf Grund des Art. 17 Abs. 2 Nr. 1. Buchst. d des Ge­
setzes über die Gesundheits- und Veterinärfachver­
waltung in Bayern (Gesetz über den öffentlichen Ge­
sundheitsdienst-GDG) vom 12. Juli 1986 (GVBlS.120, 
BayRS 2120-1-A), zuletzt geändert durch § 1 des Ge­
setzes vom23. Dezember 1995 (GVElS.843), erlässt das 
Bayerische Staatsministerium für Arbeit und Sozial­
ordnung, Familie, Frauen und Gesundheit folgende 
Verordnung: 

§1 

§§ 1 und 2 der Verordnung zum Vollzug arznei­
mittel-, betäubungsmittel- und apothekenrechtlicher 
Vorschriften (VVABAV) vom 10. Februar 1997 (GVEl 
S.36, BayRS 2121-2-1-1-A) erhalten folgende Fas­
sung: 

,,§ 1 

Vollzug arzneimittelrechtlicher Vorschriften 

(1) Die Regierungen sind zuständig für den Vollzug 
des Arzneimittelgesetzes (AMG) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 11. Dezember 1998 (BGEl I 
S. 3586) und der darauf gestützten Rechtsverordnun­
gen sowie des Gesetzes über die Werbung auf dem Ge­
biete des Heilwesens in der Fassung der Bekanntma­
chung vom 19. Oktober 1994 (BGEl I S. 3068), soweit 
sich nicht aus den folgenden Absätzen etwas anderes 
ergibt. 

(2) Bei der Überwachung 

1. der dezentralen Blutspendetermine sowie 

2. von Einrichtungen, die Arzneimittel nach § 47a 
Abs. 1 Satz 1 AMG erwerben oder anwenden, 

beteiligen die Regierungen die Gesundheitsämter. 

(3) Das Staatsministerium für Arbeit und Sozial­
ordnung, Familie, Frauen und Gesundheit ist in Fällen 
von regional übergeordneter Bedeutung neben den 
Regierungen für öffentliche Warnungen zuständig. 

(4) lD.ie Kreisverwaltungsbehörden sind zuständig 
für die Uberwachung der öffentlichen Apotheken, so­
weit deren Betrieb nach § 13 Abs. 2 Nr. 1 AMG eine 
Herstellungserlaubnis nicht erfordert; sie bedienen 
sich hierbei ehrenamtlicher Pharmazieräte (Art. 3 Abs. 4 
GDG). 2Die Kreisverwaltungsbehörden sind ferner 
zuständig für die Überwachung des Einzelhandels mit 
Arzneimitteln außerhalb von Apotheken im Rahmen 
des § 50 Abs. 1 AMG und des Reisegewerbes im Rah­
men des § 51 Abs. 1 Halbsatz 2 und Abs. 2 AMG. 

(5) lDie Kreisverwaltungsbehörden sind zuständig 
für die arzneimittelrechtliche Überwachung 

1. der tierärztlichen Hausapotheken im Sinn des § 54 
Abs. 2 Nr. 12 AMG, 

2. der Apotheken der tierärztlichen Bildungsstätten 
im Sinn des § 14 Abs. 1 der Verordnung über tier­
ärztliche Hausapotheken in der Fassung der Be­
kanntmachung vom 27 . März 1996 (BGEl I S. 554) , 

3. der Tierärzte und Vermischer, soweit sie nach § 13 
Abs. 2 Nr. 3 AMG keiner Erlaubnis bedürfen, 

4. der Tierhalter im Vollzug des § 64 AMG und 

5. der Personen, die Arzneimittel berufs- oder ge­
werbsmäßig bei Tieren anwenden, ohne Tierarzt 
oder Tierhalter zu sein (§ 5 Abs. 1 der Verordnung 
über Nachweispflichten für Arzneimittel, die zur 
Anwendung bei Tieren bestimmt sind, vom 2. Ja­
nuar 1978 - BGEl I S. 26 -) . 

2Kreisfreie Gemeinden, die die Aufgaben der Veteri­
närämter nicht wahrnehmen, beteiligen hierbei das 
örtlich zuständige Veterinäramt. 

(6) Die Gemeinden sind zuständig für die Entge­
gennahme der Anzeigen nach § 67 Abs. 1 AMG, soweit 
beabsichtigt ist, Arzneimittel im Einzelhandel außer­
halb von Apotheken im Rahmen des § 50 Abs. 1 AMG 
oder im Reisegewerbe im Rahmen des § 51 Abs. 1 
Halbsatz 2 und Abs. 2 AMG abzugeben. 

(7) Die Industrie- und Handelskammern sind zu­
ständig für die Durchführung und Abnahme der Prü­
fung im Sinn des § 50 Abs. 2 Satz 4 AMG in Verbindung 
mit der Verordnung über den Nachweis der Sach­
kenntnis im Einzelhandel mit freiverkäuflichen Arz­
neimitteln vom 20. Juni 1978 (BGEl I S. 753). 

§2 
Vollzug betäubungsmittelrechtlicher Vorschriften 

(1) lDie Kreisverwaltungsbehörden sind zuständig 
für ciie Uberwachung des Betäubungsmittelverkehrs 
bei Arzten, Zahnärzten, Apotheken und Krankenhäu­
sern. 2Kreisfreie Gemeinden, die die Aufgaben der Ge­
sundheitsämter nicht wahrnehmen, beteiligen hierbei 
das örtlich zuständige Gesundheitsamt. 

(2) lDie Kreisverwaltungsbehörden sind zuständig 
für die Uberwachung des Betäubungsmittelverkehrs 
bei Tierärzten, tierärztlichen Hausapotheken und 
Tierkliniken. 2Kreisfreie Gemeinden, die die Aufgaben 
der Veterinärämter nicht wahrnehmen, beteiligen 
hierbei das örtlich zuständige Veterinäramt. 
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(3) Die Regierungen sind zuständig für die Aner­
kennung von geeigneten Einrichtungen im Sinn von 
§ 5 Abs. 6 Satz 1 der Betäubungsmittel-Verschrei­
bungsverordnung vom 20. Januar 1998 (BGEl I S. 74, 
80)." 

§2 

Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 15. No­
vember 1999 in Kraft. 

München, den 29. Oktober 1999 

Bayerisches Staatsministerium 
für Arbeit und Sozialordnung, 

Familie, Frauen und Gesundheit 

Barbara S tarn m, Staatsministerin 
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